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Wirtschaft und Entwicklung 

UNFPA: Jahresbericht befaßt sich mit der Ver­
städterung — Konsequenzen für den ländlichen 
Raum (33) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4 / 
1985 S.125f. fort.) 

Mit der zahlenmäßigen Entwicklung der Welt­
bevölkerung insbesondere im Hinblick auf 
die weltweite Verteilung der Stadt- und Land­
bevölkerung befaßt sich der diesjährige Be­
richt zur Lage der Weltbevölkerung, den Ra­
fael M. Salas, Exekutivdirektor des Fonds der 
Vereinten Nationen für Bevölkerungsfragen 
(UNFPA), vorgelegt hat. Danach wird im 
Jahre 2000 fast die Hälfte aller Menschen in 
Städten leben; zum Jahr 2025 wird der Anteil 
der Stadtbewohner an der Gesamtbevölke­
rung sogar auf schätzungsweise mehr als 
60 vH emporschnel len. Schon heute leben 
über 40 vH der Weltbevölkerung in städt i­
schen Gebieten. 
Ein gewicht iger Anteil an dieser rapide zu­
nehmenden Verstädterung wird auf das 
Konto der Entwicklungsländer gehen, wo 
sich der massive Zustrom zu den Städten 
wesent l ich stärker bemerkbar macht als in 
den Industrienationen, die diesen histori­
schen Prozeß schon hinter sich haben. Ins­
gesamt beträgt die Zunahme der Verstädte­
rung in den Entwicklungsländern das Dreifa­
che der der reicheren Länder. Parallel zur all­
gemeinen Verstädterung — das heißt zu der 
Tatsache, daß ein immer größer werdender 
Bevölkerungsantei l in die Städte zieht — 
sieht der UNFPA-Bericht die Tendenz zum 
weiteren unkontrol l ierten Ausufern der Groß-
und Mill ionenstädte vor allem in den Ländern 
der Dritten Welt voraus. Während 1970 nur 9 
der 20 größten Städte in Ländern der Dritten 
Welt lagen, schätzt der UNFPA für das Jahr 
2000, daß von den 20 größten Städten nun­
mehr 16 in den Entwicklungsländern liegen 
werden. So wird zum Beispiel Mexiko-Stadt, 
das schon 1985 mit 18,1 Mill Einwohnern To­
kyo als größte Stadt der Welt verdrängt hat, 
zur Jahrtausendwende schätzungsweise 
26 Mill Einwohner zählen. 
Die durch die Armut bedingte Unterernäh­
rung und die durch die hygienischen Zu­
stände entstehende Seuchengefahr führen 
bei den Bewohnern der Slums, in die viele 
der Zuwanderer strömen, zu vielfältigen 
Krankheitsbildern. Dennoch hebt der Bericht 
hervor, daß vor allem durch die verringerte 
Säuglingssterblichkeit in der Stadt hier die 
Sterblichkeitsrate insgesamt niedriger aus­
fällt als auf dem Land. Einer der größten An ­
reize des Stadtlebens, die Möglichkeit der 
besseren Bildung und Ausbi ldung, stellt zwar 
einerseits die städtischen Behörden vor 
massive Probleme, da der Anteil der jünge­
ren Zuzügler vom Land ständig steigt: so 
liegt der Anteil der Stadtbewohner unter 19 
Jahren in den Industrieländern unter 30 vH 
(gemessen an der Gesamteinwohnerzahl), 
bei den Entwicklungsländern steigt er jedoch 
auf über 40 vH an, so daß die Städte kaum 
ausreichende Ausbi ldungs- und später auch 
Arbeitsplätze zur Verfügung stellen können. 

Auf der anderen Seite aber sorgt gerade das 
höhere Ausbildungsniveau in der Stadt rück­
wirkend dafür, daß sich die Diskrepanz zwi­
schen Stadt und Land durch Rückwanderer 
aus der Stadt verringert und letztendlich ein 
bescheidenes Unternehmertum und die Ver­
breitung technischer oder landwirtschaftl i­
cher Innovationen auf dem Land begün­
stigt. 
Ein 1984 von der Ernährungs- und Landwirt­
schaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) und dem UNFPA gemeinsam erarbei­
teter Bericht verweist auf die Zusammen­
hänge zwischen dem Anwachsen der Stadt­
bevölkerung und der weiteren Entwicklung 
der Landwirtschaft. Danach erfordert der 
wachsende Bevölkerungsdruck in den Städ­
ten der Dritten Welt niedrige Lebensmittel­
preise, die jedoch keine Anreize zur Steige­
rung der landwirtschaftl ichen Produktion bie­
ten. Dies wiederum führt zu vermehrten Im­
porten. Weitere Folgen der Verstädterung 
sind die sich verändernden Ernährungsge­
wohnheiten in der Stadt, die ihrerseits eben­
falls zu wachsenden Nahrungsmittel importen 
beitragen, und der Kampf zwischen Stadt 
und Land um Boden, Wasser und Energie­
versorgung, der durch das Wachstum der 
städt ischen Flächen, der Einwohnerzahl und 
der Industr ieentwicklung entbrennt: »Und 
während die Städte wachsen, wird die land­
wirtschaft l iche Grundlage, von der sie abhän­
gen, womögl ich aufgezehrt.« 
Der Schritt von einer überwiegend agrari­
schen zu einer vornehmlich städtischen Be­
völkerung ist zwar Teil des als notwendig und 
positiv propagierten >demographischen 
Übergangs<, das heißt der Entwicklung eines 
Bevölkerungsstandes mit hoher Sterbl ich-
keits- und Geburtenrate zu einer den heuti­
gen Industrieländern entsprechenden Popu­
lation mit niedrigeren Sterbl ichkeits- und Ge­
burtenziffern und damit größerem Wohl­
stand; dennoch wirft die enorme Schnell ig­
keit der Verstädterung in der Dritten Welt 
kaum zu lösende Probleme auf. Der UNFPA 
sieht, in Abkehr von klassischen Mustern, die 
Lösung nicht in vermehrter Planung, sondern 
in der Schaffung von Bedingungen, die der 
Stadtbevölkerung Eigenständigkeit ermögli­
chen und Abhängigkeiten verringern sollen. 
Eine einseitige Verbesserung der wirtschaft­
lichen und sozialen Lebensumstände in der 
Stadt würde nur noch ihre Attraktivität ver­
stärken und das Wachstumsproblem ver­
schärfen; daher unterstreicht der Bericht die 
Notwendigkeit einer ausgewogenen Politik 
zur Erhöhung des Lebensstandards in den 
ländlichen Gebieten. Verschiedene Ansätze, 
die Städte von dem auf ihnen liegenden 
Druck zu entlasten, wie die Dezentralisierung 
der Bevölkerung, die gesetzl iche Einschrän­
kung des Zuwandererstroms (wie in Manila 
erprobt) oder die Umsiedlung von Slumbe-
wohnern (etwa aus Lima) in entlegene ländli­
che Gebiete haben sich entweder als ineffek­
tiv oder als zu teuer erwiesen. Aussichtsrei­
cher erscheint dagegen eine Politik, die dar­
auf abzielt, die Bevölkerungsdynamik in den 
Städten zu dämpfen; so können eine gründl i­
chere Erziehung zur Familienplanung, wie sie 

in der Stadt und auf dem Land erfolgen sol l­
te, die in den Städten eher zum Tragen kom­
mende Emanzipation der Frau, die Verbesse­
rung der Gesundheitsfürsorge für die Armen 
und die soziale Begünst igung kleinerer Fami­
lien zu einem gebremsten Bevölkerungs­
wachstum führen. Redaktion • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Internationales Jahr der Jugend: Zurückhaltende 
Bewertung — Weltjugendkonferenz im Rahmen 
der 40. Generalversammlung — Anstöße beson­
ders in den Entwicklungsländern (34) 

(Vgl. auch das entprechende Schwerpunkt-
heft: VN 4/1985 S.101-115.) 

Füllhorn oder Flop? 

Die Frage wurde in dieser Zeitschrift schon 
im letzten Jahr aufgeworfen und vom damali­
gen Vorsitzenden des Deutschen Bundesju-
gendrings mit der Hoffnung verknüpft, daß 
sich, bei aller gebotenen Skepsis, diese In­
itiative der Vereinten Nationen letztlich doch 
nicht als Schlag ins Wasser erweisen werde. 
Mittlerweile läßt sich für den Verlauf des In­
ternationalen Jahres der Jugend (IJJ) in der 
Bundesrepubl ik Deutschland feststel len, 
»daß Probleme junger Menschen verstärkt 
wahrgenommen wurden, ohne daß jedoch in 
jedem Fall konkrete Lösungen gefunden 
werden konnten«. So das Resümee, das die 
Nationale Kommission für das IJJ am 4. Juli 
1986 gezogen und mit dem Aufruf verbunden 
hat, die Anstöße aus dem IJJ »aufzunehmen 
und offensiv weiterzuverfolgen«. 
Zum Internationalen Jahr der Jugend für Par­
tizipation, Entwicklung und Frieden war das 
Jahr 1985 durch Resolution 34/151 der UN-
Generalversammlung best immt worden. Aus­
drückl ich Bezug genommen wurde dabei 
darauf, daß der 20. Jahrestag der >Erklärung 
über die Förderung der Ideale des Friedens, 
der gegenseit igen Achtung und der Völker­
verständigung bei der Jugend< (A/Res/ 
2037(XX)) und auch der 15.Jahrestag der 
Gründung des Entwicklungshelferpro­
gramms der Vereinten Nationen (UNV) in je­
nes Jahr fielen. 

1980 richtete die Generalversammlung ihren 
Beratenden Ausschuß für das IJJ (Zusam­
mensetzung: VN 4/1985 S.136) ein. Das Gre­
mium erarbeitete auf seiner ersten Tagung 
1981 einen Bericht (UN-Doc.A/36/215 v.19.6. 
1981), der dann von der Generalversamm­
lung mit Resolution 36/28 gebilligt wurde. Er 
enthielt ein Jugendprogramm mit Grundsät­
zen und Prioritäten sowie Richtlinien zu de­
ren Umsetzung. Im ersten Teil wurden die all­
gemeinen Ziele des IJJ beschrieben, nämlich 
dazu beizutragen, 

• das Bewußtsein für die Lage der Jugend 
und die Anerkennung ihrer Rechte und Anlie­
gen bei den polit ischen Entscheidungsträ­
gern und in der Öffentlichkeit zu verstärken, 

• polit ische Leitlinien und Programme für 
die Jugend als wesentl ichen Teil sozialer und 
wirtschaftl icher Entwicklung zu fördern, 
• die aktive Mitwirkung der Jugend und der 
Jugendorganisationen in der Gesellschaft zu 
erhöhen, 
• laufende polit ische Maßnahmen und Pro­
gramme für die Jugend auszuwerten und zu 
verbessern, 
• neue und innovative Leitlinien für die Ju­
gendpolit ik zu entwickeln, 
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